
Amtsschimmel vom Aussterben bedroht
GEMEINDEN Mehr Bürgernähe und Effizienz durch Vereinfachung der Prozeduren

Marco Goetz

Wo die Menschen wohnen, 
nämlich in den Gemeinden 
des Landes, dort sollen 
Entscheidungen schneller, 
effizienter und näher am 
Bürger getroffen werden. 
Weniger Staat und mehr 
Selbstständigkeit für die 
Kommunen sind deshalb 
Schlüsselelemente eines 
Gesetzesvorhabens, das 
gestern vom Innenministerium 
vorgestellt wurde.

Es nervt! Und es nervt vor allem 
die Bürger, wenn es heute auf 
kommunaler Ebene mal wieder 
etwas länger dauert mit einer Ent-
scheidung. Mit einer Genehmi-
gung zum Beispiel. Das liegt aber 
nicht unbedingt immer an der Ge-

meindeverwaltung. Oft liegt es 
auch daran, dass das Innenminis-
terium hier als oberste Autorität 
des Staates ein Wörtchen mitzu-
reden hat und seine Zustimmung 
geben muss. Da entsteht beim 
Bürger schnell mal der Eindruck, 
dass alles nur schleppend voran-
kommt. Nervig eben.

Weniger Genehmigungen 
nötig

Nun wird alles gut. Zumindest 
besser. Stichwort: Gemeindeauto-
nomie. Das ist der Spielraum, den 
die Kommunen haben, um selbst-
ständig, schnell und nahe am 
Bürger effiziente Entscheidungen 
treffen zu können. Diese Autono-
mie soll nun gestärkt und erwei-

tert werden. Beschlüsse können 
somit schneller gefasst und dem 
Bürger direkter vermittelt wer-
den. Im Gegenzug wird die Auf-
sichtsrolle des Staates mehr oder 
weniger eingeschränkt, je nach 
Reichweite der Entscheidung. 
Rund die Hälfte aller heute nöti-
gen Genehmigungen des Staates 
soll wegfallen, sagt Innenminis-
terin Taina Bofferding (LSAP). 
Schwerfällige Prozeduren sollen 
vereinfacht werden. 
   Künftig soll auch die Digitali-
sierung verstärkt zu einer Be-
schleunigung und einem 
schlankeren sowie effizienteren 
Staat beitragen. So brauchen Ge-
meinden Bauvorhaben erst ab 
einer Million Euro absegnen zu 
lassen (bisher 500.000). Andere 
Tarife werden auch angepasst. 
Bebauungspläne (PAG und PAP) 

oder größere finanzielle Pläne 
wie der jährliche Haushalt unter-
liegen weiterhin der staatlichen 
Kontroll- und Genehmigungs-
pflicht.

Mehr Freiheit durch mehr Au-
tonomie bedeutet natürlich auch 
mehr Eigenverantwortung für die 
Gemeinde. Allerdings wird das 
Innenministerium sich nicht aus 
seiner Verantwortung stehlen. 
Das Prinzip der Aufsicht des In-
nenministeriums über die Kom-
munen wird nämlich nicht 
infrage gestellt, sondern ange-
passt, so Bofferding.

Zum einen bleibt das Ministe-
rium Wächter und Garant dafür, 
dass Gesetze und die allgemeinen 
Interessen des Landes gewahrt 
bleiben. Zum anderen will es die 
Kräfte, die bislang für Kontrolle 
nötig sind, in Zukunft für die Be-
ratung aufwenden. Das bedeutet 
auch, dass Gemeinden, die über 
weniger Personal verfügen, auf 
die partnerschaftliche Unterstüt-
zung des Ministeriums zurück-
greifen können. 

„Matenee fir eng modern Ge-
meng“ nennt sich das. Was Mit-
einander bedeuten kann, zeigt 
sich auch beim nun vorliegenden 
Gesetzesvorhaben. Es entstand 
nämlich in enger Zusammenar-
beit des Ministeriums mit 
verschiedenen kommunalen Ak-
teuren, besonders mit dem Ge-
meindesyndikat Syvicol. Dessen 
Präsident Emile Eicher (CSV) 
lobt die Herangehensweise und 
ist dann auch sehr zufrieden mit 
dem Resultat. An einigen 
Schräubchen gelte es wohl noch 
zu drehen, insgesamt gehe es je-
doch in die richtige Richtung, so 
Eicher.

Aber noch muss man sich ge-
dulden. Vor der Abstimmung im 
Parlament muss das Gesetzesvor-
haben nämlich jetzt zuerst mal 

über den Instanzenweg. Das 
heißt, es wird in den kommenden 
Monaten von diversen Stellen be-
gutachtet und kommentiert. Erst 
dann dürfen die Abgeordneten 
abstimmen.

Warten auf den Staatsrat
Entscheidend bei der jetzigen 
Etappe ist unter anderem der 
Staatsrat. Ob die hohe Körper-
schaft ein Haar in der gemein-
schaftlich gekochten Suppe 
finden könnte, wissen die „El-
tern“ des Gesetzesvorhabens 
nicht, möglich aber wäre es. In-
nenministerin Taina Bofferding 
und Emile Eicher hoffen aber, 
dass alles schnell geht. Denn die 
Bürger, aber auch Gemeindever-
waltung und Ministerium sollen 
schnell in den Genuss der Verein-
fachungen kommen. Vielleicht 
noch dieses Jahr. 

Währenddessen wird weiter 
mit allen Beteiligten, also auch 
dem Syvicol, an der allgemeinen 
Reform des Gemeindegesetzes ge-
arbeitet. Dazu gehören auch die 
Verhaltensregeln, an die sich die 
Gemeinderäte zu halten haben. 

Mit der Reform der Gemeinde-
aufsicht ist jetzt aber zumindest 
mal ein wichtiger erster Schritt 
gemacht worden, um die Bezie-
hungen zwischen Staat und Ge-
meinden an die Entwicklungen 
der Gesellschaft und an die Be-
dürfnisse der Kommunen anzu-
passen. Wichtig ist das vor allem 
auch im Hinblick einer stetig 
wachsenden Bevölkerung in den 
102 Gemeinden des Landes. Dort 
wollen sie Bürgernähe statt Büro-
kratie. Und lieber Hühner und 
Kühe statt Amtsschimmel. Die 
haben in der Perspektive eines 
modernen Staats definitiv nichts 
mehr zu suchen.

Zwei, die gut miteinander können und moderne Gemeinden wollen: Innenministerin  
Taina Bofferding und Syvicol-Präsident Emile Eicher

Aufbruchstimmung trotz Rückschlägen  
DÉI GRÉNG „Einzelfall Traversini“ deutlich angesprochen   

Robert Schneider

Die Grünen, die europaweit 
und auch in Luxemburg auf 
einer elektoralen Erfolgswelle 
schwimmen, luden am 
Donnerstagabend zu ihrem 
Neujahrsempfang ein, der 
trotz der jüngsten 
Rückschläge – die nicht 
tabuisiert wurden – in recht 
gelöster und optimistischer 
Stimmung in den Bonneweger 
Rotunden über die Bühne 
ging.  

Das präsidiale Duo (Parität ver-
pflichtet) Djuna Bernard und 
Christian Kmiotek versuchten 
sich, mit Headsets ausgestattet, 
an einem dramaturgisch aufgezo-
genen Dialog, statt der sonst üb-
l ichen Ansprachen; eine 
eigentlich erfrischende Neuheit, 
die allerdings durch technische 
Probleme leicht gestört wurde. 
Das Jahr 2019 war für die Partei 
eine emotionelle „Achterbahn-
fahrt“. Ein Jahr nach dem tragi-
schen Tod von Camille Gira 
schockierte im August die Nach-
richt vom schweren Herzinfarkt 
von Felix Braz Partei und Mit-
glieder. Er habe sich nicht ge-
schont, bis kurz vor dem 
gesundheitlichen Zwischenfall 
am Datenschutzgesetz und ande-

ren Dossiers gearbeitet; während 
seines kurzen Urlaubs an der bel-
gischen Küste kam es dann zum 
Zusammenbruch. Mittlerweile 
gehe es ihm besser, Tag für Tag 
kämpfe er sich ins Leben zurück, 
auch wenn noch ein weites Stück 
Strecke vor ihm liege.

Gartenhäuschen:  
Nichts verheimlichen

Die Affäre Traversini qualifizier-
ten die Parteisprecher als Fehl-
verhalten einer Person: Die 
„Gaardenhäischen“-Affäre habe 
verdeutlicht, dass Politiker nicht 
nur Verantwortung für die Bür-
ger, sondern auch für sich selbst 
tragen. Dass der grüne ehemalige 
Bürgermeister von Differdingen 
die Konsequenzen seines Han-
delns gezogen habe und von allen 
Posten demissionierte, ehre ihn 
allerdings. Die Grünen würden 
sich weiterhin dem Thema stellen 
und nichts verheimlichen. Das im 
letzten Jahr gesetzte Ziel der 
1.000 Mitglieder habe die Partei 
vor kurzem erreicht: 2013, zu Be-
ginn der aktuellen Koalitionszu-
sammensetzung, seien es noch 
600 Mitglieder gewesen. Der an-
gesprochenen Dreierkoalition 
fehle während der zweiten Perio-

de entgegen allen anderslauten-
den Kommentaren keineswegs 
ein gemeinsames Projekt. Allein 
die jüngste vorgestellte Klima-
strategie verdeutliche dies. 
   Die Belastung der Umwelt mit 
CO2 werde künftig zu bezahlen 
sein. Dank der Kohlendioxidbe-
preisung, des in wenigen Wochen 
geltenden kostenlosen öffentli-
chen Verkehrs, der Förderung 
von E-Mobilität und weiterer 
energetisch effizienter Maßnah-
men soll der CO2-Ausstoß um 55 

Prozent gesenkt werden, und das 
auf sozial ausgeglichene Weise. 
Hohe Investitionen würden zu 
einem Quantensprung in Sachen 
Mobilität führen. Die Grünen 
würden im Rahmen der geplan-
ten Steuerreform verlangen, dass 
diese auch die Lage auf dem 
Wohnungsmarkt entschärft. 

Im Jahr 2030 – und hierfür 
würden im angelaufenen Jahr die 
Akzente gesetzt – werde Luxem-
burg ein Land mit mehr Lebens-
qualität sein. Hierfür müsse auch 

die wirtschaftliche Wachstums-
frage diskutiert werden. Einfache 
Lösungen, wie von populisti-
schen Parteien dargelegt, könne 
es hierbei allerdings nicht geben. 
Die Grünen haben deshalb eine 
interne Arbeitsgruppe „Energie, 
Klima, Wachstum“ ins Leben ge-
rufen, die sich ausführlich mit der 
Frage beschäftigen soll.

Nach den obligaten Wünschen 
fürs neue Jahr reichte die Partei 
u.a. Biowein und offensichtlich 
recht gesunde Häppchen.

Empfang der Grünen in den Bonneweger Rotunden
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